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I.	 Wahrnehmungsdissonanz	oder	Gegensatz?
Die marktwirtschaft ist oft Verdächtigungen ausgesetzt. sie scheint einen as-
pekt der freiheit zu repräsentieren, der nicht jedermann geheuer zu sein scheint. 
gerade in Deutschland (aber nicht nur hier) hat die betonung des vermeint-
lichen gegensatzes zwischen rechtsstaatlichem oder bürgerrechtlichem frei-
heitsverständnis auf der einen und marktfreiheit auf der anderen seite immer 
wieder hochkonjunktur gehabt. hier verliefen und verlaufen (noch) parteipo-
litische bruchlinien und tiefe Klüfte in der wählerlandschaft. nicht wenigen 
bürgerrechtsliberalen scheint die marktwirtschaft kein wesentlicher teil der 
persönlichen freiheit zu sein; manche marktwirtschaftler halten wiederum 
bürgerrechte für ein luxusthema von geringer Relevanz. bürgerrechte gelten 
oft als „linkes“ thema, wirtschaftsfreiheit als „rechtes“. immer wieder wird die 
freiheit in „gute“ und „schlechte“ freiheit aufgeteilt. Die zahl der menschen, 
die freiheit ganz umfassend lieben, scheint nicht übermäßig groß.
wer in ländern lebt, deren Rechtsstaatlichkeit nicht vorhanden oder stark be-
schränkt ist, wird manches vielleicht anders sehen. er wird dann nämlich auch 
mit einiger sicherheit bestenfalls in einer „scheinmarktwirtschaft“ mit klepto-
kratischen zügen oder schlimmstenfalls in nordkorea leben, wo ihm eines klar 
werden muss:
• Die teilung zwischen bürgerrechten und wirtschaftsfreiheit ist in hohem 
maße künstlich, es handelt sich um eine Wahrnehmungsdissonanz, aber 
nicht um einen echten Gegensatz. Rechtstaat und freie wirtschaft be-
dingen einander. wo eines von beiden gefährdet ist, ist auch das andere 
selten sicher.
Das ist die hauptthese dieses essays. freiheit sollte man als etwas umfassendes 
sehen, aus dem man sich nicht ohne gefahr einfach nur die Rosinen herauspi-
cken kann, die einem gerade schmecken.
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II.	 Begriffsklärungen
um die einheitlichkeit von Rechtsstaats- und wirtschaftsliberalismus zu ver-
stehen, sollten zunächst einmal die begriffe geklärt sein.
a) freiheit… 
 … ist die abwesenheit von zwang. niemand soll dem willen und der 
zwangsgewalt eines anderen menschen unterworfen sein. freiheit ist daher 
keine angelegenheit „atomistischer“ individuen, sondern sie betrifft das 
Verhältnis der menschen zueinander. Dabei geht es um die abgrenzung von 
individuellen Rechten, so dass freiheit nicht die gleiche freiheit anderer 
gefährdet.
b) Rechtsstaat…
 … ist die bindung des staates an das vorgegebene Recht. Das ist für liberale 
notwendig, weil sich sonst das machtmonopol des staates mit willkür in 
seiner anwendung verbindet. wo Recht der willkür unterworfen ist, da sind 
die Rechte des einzelnen in gefahr. für liberale ist der Rechtsstaat aber nicht 
nur der formal an das Recht gebundene staat (Rechtssicherheit), denn das 
Recht könnte ja auch an freiheitswidrige Prinzipien gebunden sein, sondern 
der liberale Rechtsstaat, dessen hauptzweck die wahrung der freiheitsrechte 
des einzelnen ist. um den liberalen Rechtsstaat geht es im folgenden.
c) wirtschaftsfreiheit…
 … ist eigentlich nichts anderes als der teilbereich der freiheit, der sich auf 
die ökonomische sphäre bezieht. es geht also um die marktwirtschaft.
freiheit, (liberaler) Rechtsstaat und wirtschaftsfreiheit sind nicht dreierlei ver-
schieden und unverbunden existierende Dinge. sie sind eng miteinander ver-
woben und von einander abhängig. Die freiheit ist dabei die Klammer, die das 
ganze zusammenhält.
III.	 Die	Grundprämissen:	Ein	wenig	Philosophie
wer freiheit wirklich will, muss auch wirtschaftliche freiheit wollen. freiheit 
bedeutet abwesenheit von zwang. umgekehrt ist somit jedes handeln zunächst 
(einmal) grundsätzlich legitim, das ohne zwang und gewalt auskommt. Das gilt 
auch für das wirtschaftliche handeln von Personen, solange es die körperliche 
und seelische unversehrtheit sowie das eigentum anderer Personen nicht schä-
digt. Die grundprämisse, die wir dem englischen aufklärungsphilosophen John 
locke verdanken, lautet: Der mensch ist eigentum seiner selbst. Das sollte ei-
gentlich heute selbstverständlich sein, denn die sklaverei hat schließlich zurecht 
internationale Ächtung erfahren. Dies beinhaltet aber auch, dass alles, was der 
mensch friedlich – d.h. ohne zwang, gewalt oder betrug – erwirbt, zunächst 
einmal sein eigentum ist, weil es ihm kaum ohne gewalt genommen werden 
könnte. eigentum legitimiert sich durch ersterwerb und legitimer arbeit. es ist 
deshalb die aufgabe des Rechtsstaats, solches eigentum zu schützen. Damit 
wird nämlich zugleich die Person selbst vor willkür und zwang geschützt. Der 
Rahmen, innerhalb dessen der mensch frei handeln darf, ist abgesteckt. Persön-
liche und wirtschaftliche freiheit sind somit unzertrennlich verwoben.
„wenn die erde und alle niederen lebewesen wohl allen 
menschen gemeinsam eignen, so hat doch jeder mensch ein 
eigentum an seiner eigenen Person. Über seine Person hat 
niemand ein Recht als nur er allein. Die arbeit seines Körpers 
und das werk seiner hände… sind im eigentlichen sinne sein. 
was immer er also jenem zustand entrückt, den die natur 
vorgesehen und in dem sie es belassen hat, hat er mit seiner 
arbeit gemischt und hat ihm etwas zugefügt, was sein eigen 




sowohl die persönliche als auch die ökonomische freiheit sind auf den men-
schen in der gesellschaft gemünzt, d.h. sie definieren die Rechtssphären der 
menschen zueinander. Damit rückt das Prinzip der freiwilligen Kooperation in 
den mittelpunkt. in einem Rechtsstaat manifestiert sich das in der zentralen 
Rolle des Vertragsrechts bzw. der Vertragsfreiheit.
Das Prinzip freiheit lässt sich sicherlich nicht automatisch an ein wirtschafts-
system festbinden. neben der marktwirtschaft ist auch die freiwillige selbstor-
ganisation, etwa in form von genossenschaften, denkbar. für beides kann der 
liberale Rechtsstaat den freiheitlichen Rahmen bilden, was er in form des bür-
gerlichen Rechts und des genossenschafts- und Vereinsrechts auch leistet.
Damit ist das ziel umrissen. Der Rechtsstaat soll die Rechte der menschen im 
umgang miteinander schützen. er soll ihnen die eigenen entwicklungs- und 
handlungsmöglichkeiten garantieren, die sich zwangfrei umsetzen lassen. er 
muss sich daher in seinem wirken selbst (äußerst) „zurücknehmen“. Der Rechts-
staat im wirtschaftlichen ist dabei die Ordnungspolitik. sie soll den rechtlichen 
Rahmen bilden, innerhalb dessen die menschen mittels des Preismechanismus 
ihr wirtschaftliches handeln frei koordinieren. Der unfreiheitliche staat würde 
sich hingegen auf eine Prozesspolitik versteifen, die den wirtschaftsakteuren 




Damit ist klar, dass das Recht auf eigentum sehr zentral für die freiheit ist. eine 
rechtsstaatliche struktur, die eigentum völlig negiert, um die menschen materiell 
vollständig zu kontrollieren oder zu verplanen, hat aufgehört eine rechtsstaatli-
che struktur zu sein. es mag noch andere aspekte von Rechtsstaatlichkeit geben, 
die (ebenfalls) wichtig sind, etwa die institutionellen (z.b. die gewaltenteilung, 
die unabhängigkeit der gerichte etc.), aber ohne ein gewisses (hohes!) maß an 
eigentumssicherheit geht es nicht. und selbst die immateriellen Rechte, die ein 
liberaler Rechtsstaat zu schützen hat, können meist in der Kategorie „eigentum“ 
betrachtet werden. ist die eigene meinung, die durch das Recht auf meinungs-
freiheit gesichert ist, nicht auch ein eigentumsrecht? ist nicht jede freiheit im 
grunde die exklusive Verfügungsgewalt über etwas, das einem selbst zusteht 
– also eigentum? sind nicht manche immateriell gedachte freiheiten, wie etwa 
die Pressefreiheit, nur denkbar, wenn es eigentumsrechte gibt?
ebenso wie das Recht auf eigentum eine Voraussetzung liberaler Rechtsstaat-
lichkeit ist, ist es zugleich auch ein Kernstück liberaler wirtschaftsphilosophie. 
eigentum macht erst freie tausch-, Kauf-, leih-, schenk-, investitions- und 
sonstige wirtschaftsbeziehungen zwischen den bürgern möglich.
Kurz: Das eigentumsrecht ist einer der wesentlichen faktoren, der zwei grund-
komponenten einer freiheitlichen gesellschaftsordnung – den liberalen Rechts-
staat und die marktwirtschaft – zusammenhält!
neben der persönlichen sicherheit vor gewaltsamen eingriffen in persönliche 
angelegenheiten, erlaubt eigentum dem bürger auch eigenverantwortliche Ver-
fügung über den wirtschaftlichen aspekt seines Daseins in form der teilhabe an 
der marktwirtschaft, die ohne solches eigentum nicht funktionieren könnte. 
Jeder mensch verfügt über wissen, über das nur er verfügt. Jeder mensch hat 
unzählige bedürfnisse, die nur er kennt. alles zusammen verändert sich per-
manent in Raum und zeit. sein handeln und wirtschaften muss er, um leben 
zu können, mit anderen koordinieren. es war der vermessene irrglaube aller 
Planwirtschaftler, dass sie glaubten, diese Prozesse könnten zentral von einer 
staatsbürokratie (oder mehreren) optimal bewältigt werden. Deshalb funktio-
niert der markt. in ihm können menschen ihr wissen und ihre Ressourcen bes-
ser einsetzen als es die zentralbehörde könnte. zudem schafft er immer einen 
gewissen leistungsdruck. auf diese weise wird der markt zum „entdeckungs-
verfahren“ (friedrich august von hayek) für den optimalen arbeits-, Kapital- 
und Ressourceneinsatz. Darin ist die marktwirtschaft unschlagbar. sie kann das 
aber nur, wenn der einzelne auch unverfälscht seine arbeit, sein Kapital und 
seine Ressourcen in den Prozess einbringen kann. Das wiederum kann er nur, 
wenn er auch wirklich über sie verfügen kann. und dazu braucht er rechtlich 
gesichertes eigentum.
Rechtlich gesichertes eigentum ist eine wesentliche Quelle von allgemeinem 
wohlstand. auch das lässt sich messen. Der jährliche „international Property 
Rights index“ (iPRi), der von einem internationalen Verbund von forschungs-
einrichtungen unter der führung der amerikanischen Property Rights Alliance 
herausgegeben wird, bewertet alljährlich den konkreten stand des rechtlichen 
eigentumsschutzes (das rechtliche umfeld des schutzes von physischem und 
geistigem eigentum) in 115 ländern. Das Resultat ist recht eindeutig, wie fol-
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Hernando de Soto 
(peruanischer Ökonom), 2000 
„Totes Kapital“ 
gendes Diagramm zeigt. zur erklärung: Die länder werden auf einer skala von 
0 bis 10 Punkten gemessen. 0 bedeutet gar nicht oder wenig geschütztes ei-
gentum, 10 deutet auf einen optimalen schutz hin:
Eigentumsrechte und Wohlstand 
IPRI-Rating 
(0=schlechte Eigentumssicherung, 
10= gute Eigentumssicherung) 
Bruttoszialprodukt 
pro Kopf in US$ 
aus: International Property Rights Index 
2009
bankkredit beliehen werden. letzteres ist grundlegend für jede Kapitalbildung. 
weil sie kein echtes eigentum haben, verfügen die armen aber nur über un-
mengen „toten Kapitals“.
am unteren ende der ideallinie „clustern“ sich die länder mit dem geringsten 
bruttosozialprodukt per Kopf. leider ist dies auch die mehrzahl der gemessenen 
länder. wo eigentum nicht geschützt ist, und wo die bürger damit wirtschaft-
lich rechtlos sind, herrscht also armut.
Diese erkenntnis hat sich mittlerweile auch in der entwicklungsökonomie 
durchgesetzt. in seinem buch „the mystery of capital“ aus dem Jahre 2000 hat 
der peruanische Ökonom hernando de soto festgestellt, dass in den entwick-
lungsländern die armen zwar oft erstaunliche wirtschaftliche talente an den 
tag legen, dies aber meist nur in der „schwarzen“, d.h. informellen wirtschaft. 
insbesondere die wirtschaftlichen Potentiale in den illegalen slumsiedlungen 
vor den großstädten seien riesig. Die hier brachliegenden Ressourcen könnten 
in der legalen wirtschaft bedeutenden wohlstand schaffen. erst legales ei-
gentum ist formell registriert, ist vor Raub geschützt und kann vor allem per 
Die menge dieses „toten Kapitals“ (siehe Kasten) sei viel höher als es jede ent-
wicklungshilfe je sein könne und würde auch noch bedürfnisgerechter eingesetzt. 
Deshalb müsse eine solide eigentumsregistrierung durch die behörden und eine 
ebenso solide legalisierung des informellen eigentums der armen erfolgen. Dass 
die meisten menschen der welt über keine echten eigentumsrechte verfügen, 
ist die ursache ungeheueren elends.
Das klingt natürlich etwas zu sehr nach einer „Patentlösung“, die es ja bekannt-
lich in  der wirtschafts- und sozialpolitik selten gibt. Dort, wo dieser ansatz 
verfolgt wurde, hatte er nie ganz die gewünschten Resultate erbracht. ein hor-
rorbeispiel war die legalisierung zuvor illegaler armenviertel in Kambodschas 
hauptstadt Phnom Penh im Jahre 2002. Kurz vor dieser legalisierung gingen 
brandstifter und Überfallkommandos ans werk, vertrieben die bewohner und 
sorgten „zufällig“ so dafür, dass wertvolle stadtgrundstücke nun keineswegs 




„gemäß unseren berechnungen beträgt der gesamt-
wert der liegenschaften, über die die armen der Drit-
ten welt und der früheren kommunistischen nationen 
zwar verfügen, aber nicht legal besitzen, mindestens 
9,3 billionen Dollar.“
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bindungen. aber auch dort, wo es ohne solche schreckenstaten abging, blieb 
die erwartete gigantische Kapitalbildung weitgehend aus.
in wirklichkeit setzt die nutzung von eigentum viel mehr voraus als formelle 
legale anerkennung und ordentliche Registrierung. es bedarf eines funktionie-
renden Kleinbankensektors, politisch und wirtschaftlich unabhängiger Justiz, 
einer nicht Privilegien verteilenden Politik, geringer Korruption und vieles mehr. 
spätestens hier ist klar, dass es sich bei der entdeckung des Ökonomen de soto 
nicht primär um eine ökonomische frage dreht. De soto hat in Wirklichkeit eine 
rechtsstaatliche Lücke entdeckt! sie zu schließen ist keine leichte aufgabe, aber 
es ist der einzige weg zu „nachhaltiger“ entwicklung. De sotos Rezeptur zeigt 
den richtigen weg auf, aber auch der ist steinig.
es kann keine frage sein, dass das Recht auf die freie Verfügung des bürgers über 
sein eigentum eine wesentliche Voraussetzung von allgemeinem wohlstand ist. 
aber diese Voraussetzung hat wiederum eine Voraussetzung, nämlich ein funkti-
onstüchtiges Rechtssystem, das dieses Verfügungsrecht über eigentum schützt. 
nur so kann die wirtschaftsfreiheit gedeihliche Resultate erbringen. 
V.	 Wirtschaftsfreiheit	und	rechtsstaatliche	
Freiheit:	Noch	ein	wenig	Empirie
Von gegnern des liberalismus wird gerne angeführt, dass wirtschaftsfreiheit 
auch in anderweitig höchst unangenehmen Regimen florieren kann, etwa in sin-
gapur oder chile zur zeit der Pinochet-Diktatur. manchmal wird das argument 
auch positiv gewendet: eine erfolgreiche marktwirtschaftliche transformation 
sei am besten unter autoritärer Kontrolle zu bewerkstelligen. Der erfolg chinas 
zeige das, während Russland in der Jelzin-Ära beweise, dass eine die wirtschaft-
liche vorwegnehmende, politische liberalisierung schädlich sein könne. auch 
das hört man gar nicht so selten.
wer so argumentiert, erklärt aller wahrscheinlichkeit nach ausnahmeerschei-
nungen zum normalfall. Dies zeigt ein blick auf den index „economic freedom 
of the world“. in diesem index wird die wirtschaftsfreiheit in 141 ländern ge-
messen, und zwar gemäß dieser Definition:
„Die hauptbestandteile wirtschaftlicher freiheit sind persönliche wahlfrei-
heit, freiwilliger austausch, wettbewerbsfreiheit, und der schutz von Person 
und eigentum. institutionen und die Politik sind mit der wirtschaftsfreiheit 
vereinbar, wenn sie eine infrastruktur für freiwilligen austausch bereitstel-
len und den einzelnen und sein eigentum gegen aggressoren schützt, die 
gewalt, zwang und betrug anwenden wollen, um Dinge zu bekommen, 
die ihnen nicht gehören. […] Doch wirtschaftsfreiheit braucht auch Re-
gierungen, die viele tätigkeiten unterlassen. sie müssen von tätigkeiten 
absehen, die in die persönliche wahlfreiheit, in den freiwilligen austausch 
und in die freiheit, in märkten für arbeit und Produkte einzutreten und in 
ihnen zu konkurrieren, eingreifen. wirtschaftsfreiheit ist reduziert, wenn 
steuern, staatsausgaben und Regulierungen die persönliche wahlfreiheit, 
den freiwilligen austausch und die marktkoordination einschränken. Re-
striktionen, die den eintritt in berufe und geschäftsaktivitäten begrenzen, 
behindern auch die wirtschaftliche freiheit.“
economic freedom of freedom, 2003
Die idee zu diesem index kam in den 80er Jahren vom wirtschaftsnobelpreis-
träger milton friedman.1996 war es dann soweit. unter der organisatorischen 
federführung des kanadischen fraser instituts wurde die erste studie „econo-
mic freedom of the world“ veröffentlicht. Die Veröffentlichung wurde zunächst 
von 12 anderen Denkfabriken und forschungsinstituten getragen. sie haben 
sich inzwischen zu einem „economic freedom network (efn)“ zusammenge-
schlossen, das mittlerweile auf 52 solcher einrichtungen angewachsen ist. in 
Deutschland ist das liberale institut der friedrich-naumann-stiftung für die 
freiheit mitglied des netzwerks.
Dieser freiheitsbegriff muss in ein möglichst umfassendes Raster von Kriterien 
übertragen werden, das aus einzelphänomenen ein gesamtbild von der jewei-
ligen landeswirtschaft zu zeichnen in der lage ist.
in jedem dieser bereiche werden verschiedene teilindikatoren (bei der Kom-
ponente des Rechtssystems sind dies u.a. die indikatoren „schutz geistigen ei-
gentums“ und „unabhängigkeit der gerichte“) erhoben, die jeweils so normiert 
werden, dass sie einen wert zwischen 0 und 10 ergeben. Dabei ist 10 immer 
der „beste“ wert, also das maximum an freiheit. insgesamt wird jedes land an 















Dabei wurde so strikt wie möglich darauf geachtet, dass die Daten möglichst em-
pirisch messbar und quantifizierbar sein sollten. in einzelfällen wurde allerdings 
auch auf untersuchungen zurückgegriffen, die – ähnlich wie bei den indizes des 
„world economic forum“ – auf umfragen über einschätzungen (survey) basie-
ren. Dies möglichst auszuschließen, war die zielsetzung bei „economic freedom 
of the world“ – eine zielsetzung, von der allerdings im einzelfall abgewichen 
werden musste, etwa bei der bewertung von Rechtssystemen. 
was die anderen, empirisch erfassbaren und quantifizierbaren, Kriterien angeht, 
so wurde hier auf offizielle Daten, insbesondere der weltbank, zurückgegrif-
fen. bei staaten, wo diese Daten nicht vorlagen, wurde das land nicht in die 
bewertung mit aufgenommen. staaten wie Kuba, saudi arabien oder nordko-
rea, deren offizielle Daten notorisch verfälscht oder unzuverlässig sind, blieben 
„draußen“.
Die messung ökonomischer freiheit macht nur sinn, wenn sie kein selbstzweck 
ist. schließlich besteht das eigentliche forschungsinteresse ja im nachweis des 
zusammenhangs von freiheit und anderen wohlstandsfaktoren. um dies metho-
dologisch einigermaßen „sauber“ durchführen zu können, genügt es natürlich 
nicht, den freiheitsgrad eines einzelnen landes mit dessen wachstumsrate, ar-
beitslosigkeit o. ä. zu korrelieren. es muss eine messung über längere zeit („eco-
nomic freedom of the world 2008“ enthält die Daten seit 1980) stattfinden. 
Vor allem muss aber eine bündelung von ländern erfolgen. im einzelfall könnten 
sonst spezielle sonderfaktoren (etwa bodenschätze) oder singuläre ereignisse 
(naturkatastrophen) die wohlstandsfaktoren beeinflussen, ohne dass eine Kor-
relation zum wirtschaftlichen freiheitsgrad nachweisbar wäre. Daher werden 
in „economic freedom of the world“ die länder in Quartile (Viertel) aufgeteilt, 
d.h. die gruppe der freiesten länder, der zweitfreiesten länder und so weiter. 
erst wenn man diese zusammenfassung in aggregaten vornimmt, können all-
gemeine aussagen über zusammenhänge glaubhaft getroffen werden. 
Dies vorweg. was bedeutet es nun in bezug auf die bürgerrechte oder rechts-
staatlichen freiheiten? hierzu werden die ergebnisse von „economic freedom 
of the world“ mit entsprechenden Daten korreliert. im folgenden sieht man 
ein Diagramm aus dem 2008er Report von „economic freedom of the world“. 
Dabei werden die ergebnisse der studie mit dem bürgerrechtsindex der men-
schenrechtsorganisation Freedom House korreliert. Dieser index misst die po-
litischen Rechte (im wesentlichen auf den demokratischen Prozess bezogen) 
und die bürgerrechte (individualrechte) separat. man beachte, dass eine hohe 
Punktzahl bei Freedom House eine schlechte menschenrechtsbilanz bedeutet. 
Das Resultat ist eindeutig: im wirtschaftlich freiesten Viertel der länder ist die 
lage am besten, dort, wo der markt zu sehr beschränkt wird, ist die freiheit 
auch in anderen bereichen stark beschnitten.
im einzelnen betrachtet, zeigt sich ein noch klareres bild. unter den ersten 20 
ländern im economic freedom Ranking rangieren 16 länder im freedom house 
index in der Kategorie „free“ (neuseeland, schweiz, usa, großbritannien, Ka-
freedom house 2008
economic freedom 
of the world 2008
Wirtschaftsfreiheit	/	Rechtsstaat	/	Bürgerfreiheit
1. umfang der staatstätigkeit: ausgaben, steuern, staatliche unterneh-
men
2. Rechtssystem und schutz der eigentumsrechte
3. stabilität der währung
4. freiheit des außenhandels
5. Regulierungen von finanz- und arbeitsmärkten sowie der unternehme-
rischen tätigkeit
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nada, estland, irland, australien, finnland, luxemburg, island, chile, Dänemark, 
niederlande, Deutschland, el salvador), 2 länder unter „partly free“ (singapur, 
hong Kong, letzteres weniger wegen Defiziten im bürgerfreiheitssektor, sondern 
wegen des Demokratiedefizits) und nur 2 als „unfree“ (VaR, oman).
unter den 20 letztplatzierten im economic freedom Report befindet sich nur 
ein einziges land (argentinien), das nach den rechtsstaatlich-demokratischen 
normen von Freedom House als „free“ eingestuft wird. Der Rest ist grauen: 
simbabwe, burma, um nur zwei zu nennen. Die bilanz wäre aber noch grauen-
voller, hätte man auch die länder, die sich jeder messung von wirtschaftsdaten 
entziehen, mit einbezogen – etwa nordkorea oder Kuba.
man kann das ganze noch an einzelaspekten vertiefen. so trägt sicher und ohne 
zweifel die ungeheure erweiterung der staatstätigkeit in den modernen wohl-
fahrtsstaaten, die meist recht erheblich die wirtschaftsfreiheit beschränken, 
dazu bei, dass sich die gefahr einer allumfassenden erfassung der Privatsphäre 
merklich erhöht. es mag sich dabei zumindest bei den demokratischen wohl-
fahrtsstaaten unter den industrieländern meist noch eher um eine potentielle, 
denn eine reale bedrohung handeln, die von einer solchen erfassung ausgeht 
– wobei auch das nicht garantiert ist. aber man kann schließlich auch reale und 
akute Verletzungen von menschenrechten dokumentieren. sie bestimmen die 
Rechtswirklichkeit in sehr vielen ländern. es lohnt sich also, eine Korrelation von 
menschenrechtslage und wirtschaftsfreiheit zu untersuchen. grundlage dazu 
bilden die angaben des Jahresreports 2008 von Amnesty International (AI) zu 
staaten, die folter anwenden und in denen es politische gefangene gibt, und die 
ebenfalls von AI veröffentlichte Dokumentation „wenn der staat tötet – liste 
der staaten mit und ohne todesstrafe“ (februar 2009). länder, die laut gesetz 
und in der Praxis die todesstrafe durchführen, länder, in denen es politische 
gefangene gibt, und länder, in denen folter oder übermäßig grausame strafen 
angewandt werden, sind im folgenden Diagramm auf die wirtschaftsfreiheit, 
die ihre bürger genießen dürfen, untersucht: 
Die prekäre menschenrechtslage ist, wie das Diagramm zeigt, in der Regel et-
was, das mit geringer wirtschaftsfreiheit einhergeht. Jedenfalls liegen die hier 
zusammengefassten länder (hellgrau) mit entsprechender einstufung durch 
Amnesty International klar unter dem bereits nicht sonderlich beeindruckenden 
weltdurchschnitt von 6.65 Punkten (von 10 erreichbaren). noch deutlicher fällt 
der Vergleich zum Durchschnitt der mitgliedsländer der europäischen union 
(7,06 Punkte) aus, die sich als ländergruppe durch ein recht hohes niveau an 
Rechtsstaatlichkeit und wirtschaftsfreiheit auszeichnet.
um gleich möglichen einwänden zu begegnen: Amnesty International bean-
sprucht mit seinen Reports nicht, eine lückenlose statistische erfassung oder 
gar ein exaktes Rating und Ranking zu betreiben. letztlich können Daten über 
menschenrechtsverletzungen von ai nur dort erfasst werden, wo wenigstens 
minimale erfassungsvoraussetzungen existieren. nur bei der liste der länder 
mit gesetzlich verankerter und praktizierter todesstrafe kann Vollständigkeit 
reklamiert werden. zudem erfasst wiederum „economic freedom of the world“ 
nicht alle länder, die ai erfasst, weil manche länder keine brauchbaren wirt-
schaftsdaten liefern können oder wollen.
Der mangel an transparenz, der in der Regel ein klares zeichen für einen mangel 
an Rechtsstaatlichkeit (die immer auf öffentliche Überprüfbarkeit von Regelkon-
formität bestehen muss) ist, führt dazu, dass einige der offenkundig schlimm-
sten menschenrechtsverletzer der staatengemeinschaft in diesem Diagramm 
gar nicht erst erfasst werden, während die staaten mit hervorragender men-
schenrechtssituation ausnahmslos auch über eine transparente wirtschafts-
politik verfügen und dann auch immer erfasst werden. nordkorea mit seinem 
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sind zum beispiel gar nicht dabei. Dass bei ihnen ein „zuviel“ an wirtschafts-
freiheit zu erwarten ist, wird wohl niemand ernstlich behaupten. Deshalb ist das 
wirtschaftspolitische bild das hier gezeichnet wird, trotz aller trübsal ein eher 
noch zugunsten der menschenrechte verletzenden staaten verzerrt.
im Klartext: wenn dieses Diagramm aufgrund statistischer unzulänglichkeiten 
nicht den wissenschaftlich „wasserdichten“ anspruch erheben kann, den zusam-
menhang von menschenrechten und wirtschaftsfreiheit vollständig zu erfassen, 
dann heißt das nicht, dass es keine Korrelation zwischen menschenrechtsver-
letzungen und dem mangel an wirtschaftsfreiheit gibt. im gegenteil: es spricht 
wirklich alles dafür, dass eine vollständige erfassung (so sie möglich wäre) einen 
noch tieferen und erschreckenderen zusammenhang enthüllen würde! 
VI.	 Autoritäre	Transformation?
funktionierende marktwirtschaften ohne bürgerrechte sind also eindeutig die 
ausnahme! Dass sich Diktaturen, die ansonsten das Recht mit füßen treten, 
dies im wirtschaftlichen bereich nicht tun (obwohl dies zweifellos sehr profi-
tabel für die herrschenden sein muss!), ist schließlich auch schon aus psycho-
logischer sicht eher unwahrscheinlich und besonderen umständen geschuldet. 
in singapur mag dies zum beispiel die geringe größe des stadtstaates sein, die 
jeglichen Protektionismus oder autarkismus unmöglich macht und zur wirt-
schaftlichen offenheit zwingt.
Das gilt nicht für das große und mächtige china, das auch gerne als politisch 
unfrei, aber auch als besonders wirtschaftsliberal apostrophiert wird. Vor allem 
im Vergleich zu Russland unter boris Jelzin, wo sich in den frühen 90er Jahren 
das land rapide demokratisch reformierte, während die wirtschaftsreformen 
entgleisten, liefert china (neben Pinochets chile) ein scheinbares beispiel da-
für, dass die wirtschaftliche transformation von ehemals maroden staats- oder 
Planwirtschaften vorteilhafter und geordneter unter diktatorischen Regimen 
abläuft. Dies ist nicht nur aus liberaler sicht moralisch bedenklich, es sollte 
auch empirisch zu hinterfragen sein.
insgesamt zeigt sich nämlich, dass insbesondere china in der öffentlichen wahr-
nehmung als marktwirtschaftliches Reformland deutlich überschätzt wird. hierzu 
lohnt ein blick auf den von der Bertelsmann Stiftung in Deutschland jährlich 
herausgegebenen „bertelsmann transformation index“:
Der bertelsmann-index bewertet gleichermaßen die wirtschaftliche, rechtsstaat-
liche und demokratische transformation – vorwiegend von entwicklungslän-
dern und ehemaligen kommunistischen staaten. Die dunkel markierten balken 
beinhalten aber ausschließlich den management index, der sich nicht auf den 
wirtschaftlichen, sondern auf die fortschritte beim politisch-rechtsstaatlichen 
aspekt fokussiert. man sieht klar, dass der kommunistische einparteien-staat 
china hier deutlich hinterherhinkt, während die „top 10“ allesamt echte Demo-
kratien sind oder deutliche schritte in diese Richtung unternommen haben. zum 
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hier schneidet china besser ab als im politischen sektor. Diese Differenz mag 
unsere wahrnehmung vom „wirtschaftsliberalen“ china beeinflusst haben. tat-
sächlich gehört aber china eindeutig zu den weniger freien wirtschaften (wobei 
der fortschritt gegenüber der zeit von maos steinzeitkommunismus beträchtlich 
sein dürfte). Die zehn politisch (d.h. demokratisch/rechtstaatlich) effektivsten 
transformationsländer, die hier mit china verglichen werden, erweisen sich im 
„economic freedom of the world“ allesamt als freier. insgesamt schneiden also 
die besten transformationsländer auch in „wirtschaftsliberaler“ hinsicht besser 
ab als die schlechten. zwar mag in manchen unrechtsregimen wie china der 
bürger wirtschaftlich freier sein als er es auf anderen gebieten persönlicher und 
politischer freiheit ist, in der Regel wird er aber auch hier nicht den freiheits-
grad erreichen, den er in rechtsstaatlichen systemen bekommt. Rang 88 von 
141 weist china nicht als wirtschaftsliberales Paradies aus. 
zum Vergleich wurde auch noch das demokratisch und rechtsstaatlich ungleich 
besser entwickelte indien – ein von größe und bedeutung ähnlich gewichtiges 
schwellenland – hinzugefügt. wenig überraschend ist nunmehr, dass die inder 
über wesentlich mehr wirtschaftsfreiheit verfügen als die chinesen, weshalb 
man indien im globalen wettbewerb nicht unterschätzen sollte.
fazit: es gibt tatsächlich im einzelfall länder, in denen der Rechtsstaat danieder 
liegt, aber marktwirtschaftliche Reformen durchgeführt werden. Diese werden 
aber – vor allem im falle chinas – meist überschätzt. Die oft zu hörende these, 
dass für arme länder die nicht-rechtsstaatliche autokratie der angemessene 
weg zur wirtschaftlichen transformation und Prosperität sei, ist in ihrer ver-
allgemeinernden form eindeutig falsch. offensichtlich sind liberale Demokra-
tien auch in sachen wirtschaftstransformation in der Regel erfolgreicher als 
diktatorische Regime.
VII.	 Wirtschaftsfreiheit	als	Ursprung	des	Rechtsstaats?
für den überzeugten liberalen ist freiheit eine frage des Prinzips – a priori und 
universell gültig. sie darf nicht nutzenserwägungen zum opfer fallen, für sie 
muss man auch bereit sein, Verzicht und opfer zu erleiden. es soll hier nicht 
näher auf die moralphilosophische begründung dieses anspruchs eingegangen 
werden. anzunehmen ist, dass allen hehren philosophischen begründungen zum 
trotz sich die freiheit als leitprinzip der Politik nirgendwo flächendeckend und 
dauerhaft durchgesetzt hätte, wenn sie nur leid und unglück brächte.
es ist daher überaus wahrscheinlich, dass die menschheit (jedenfalls große teile 
davon) die Regeln, die ihnen die freiheit brachten, langsam in einem Prozess 
zivilisatorischer entwicklung erlernt haben, weil sie ihnen letztlich vorteilhaft 
waren. insofern dürfte der liberale Rechtsstaat zumindest einen großteil seines 
realen ursprungs wirtschaftlichen anreizen verdanken.
Das außergewöhnliche daran ist, dass man diesen lernprozess vom unmittel-
baren nutzen und Vorteilnahme abstrahieren musste. wer unmittelbar seinen 
Vorteil realisiert sehen will, wird auf die freiheit anderer nicht immer achten. 
wirtschaftsfreiheit ist – wie jede freiheit – an Rechtsnormen gebunden, die 
sie selbst sichert. 
wir neigen dazu, bestimmte (anzweifelbare) theoriemodelle der Ökonomie 
vom immer rational auf anreizimpulse reagierenden „homo œconomicus“ als 
begründung für die effektivität der marktwirtschaft anzunehmen. Das würde 
dann Klischees bestätigen, dass die wirtschaftsfreiheit nur die kurzfristige gier 
der menschen bedeute, die allenfalls bei der wahl der mittel zur befriedigung 
dieser gier rational handelten. in wirklichkeit kennt auch der „auf dem markt“ 
agierende mensch langfristige Kooperationsinteressen. Der unmittelbar und 
kurzfristig auf egoistische anreize reagierende „homo œconomicus“ ist ein re-
Wilhelm Röpke
(ordoliberaler Ökonom), 1959
„Die freiheit ist ein so kostbarer wert, dass wir bereit sein 
sollten, ihr alles zu opfern, möglicherweise auch wohlstand und 
Überfluss, wenn die wirtschaftliche freiheit uns dazu zwingen 
sollte. zu unserem unverdienten glück steht es jedoch so, dass 
die auf der freiheit beruhende wirtschaftsordnung, die wir für 
die allgemeine freiheit nicht entbehren können, gleichzeitig von 
einer unvergleichlichen materiellen Überlegenheit über die auf 
zwang beruhende wirtschaftsordnung ist.“ 
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alitätsfernes theoriekonstrukt der neoklassischen schule der Ökonomie, das die 
zeitliche Dimension ausklammert. langfristige interessen hingegen sind durch-
aus real und zielen primär auf stabile und dauerhafte Rahmenbedingungen ab. 
Deswegen sparen menschen, schließen sie Verträge, bauen sie auf institutionen. 
tatsächlich entstehen selbst in hoch individualisierten marktgesellschaften 
spontan immer wieder und ständig äußerst stabile normstrukturen. erst so 
wird das funktionieren von freiheit möglich, weil man langfristig Vorteile ge-
winnt. Die gängige these, dass individuelle freiheit und märkte die moralischen 
grundlagen zerstörten, auf denen sie basierten, ist demnach zumindest nicht 
im vollen umfang haltbar.
Überspitzt formuliert kann man sagen, dass man nützliche Regeln findet, die sich 
aber nicht aus dem unmittelbaren nutzenkalkül des einzelnen ableiten lassen, 
sondern aus dem Vertrauen darauf, das die alternative dazu sich langfristig noch 
besser auszahlt. Das wiederum funktioniert nur, wenn Recht (a) überpersönlich 
über den interessen steht und (b) dauerhaft und stabil institutionalisiert ist. 
Deshalb bedarf es des Rechtsstaats! erst seine langfristige institutionalisierung 
erbringt die gewünschten Vorteile. Deshalb ist der willkür vermeidende Rechts-
staat die unumstößliche grundlage der marktwirtschaft.
Durch das erstellen und erlernen von Regeln zum schutz langfristiger wechsel-
seitiger Vorteile stabilisiert sich die ordnung und damit wieder der Vorteil. Dies 
erklärt die stärke und anziehungskraft von freien gesellschaften. sie schaffen 
in der Regel eine friedlichere welt und einen stabileren Rechtsrahmen für ihre 
bürger. in allen sozialen und ökonomischen bereichen stehen die bürger  wirt-
schaftlich freier gesellschaften besser da als ihre zeitgenossen aus unfreien 
gesellschaften.
Das folgende Diagramm aus „economic freedom of the world“ zeigt, dass es die 
langfristigkeit ist, die den erfolg einer marktwirtschaft garantiert, während die 
politische spekulation auf andere faktoren in der Regel nur kurzlebigen erfolg 
(wenn überhaupt) verspricht. es geht um die langfristige Korrelation von frei-
heit und wirtschaftswachstum.
wirtschaftsfreiheit wirkt „nachhaltig“. es mag unfreie länder geben, die kurz-
fristig hohe wachstumsraten aufgrund günstiger umstände (etwa Ölreichtum) 
erreichen, aber dauerhafter wohlstand wird unter den bedingungen stabiler 
rechtsstaatlicher Verhältnisse geschaffen. im unteren Drittel (d.h. bei den län-
dern, die weniger als 5 von 10 Punkten auf der wirtschaftsfreiheitsskala haben) 
machen die wachstumsraten über 20 Jahre nur rund ein zehntel von denen des 





















of the world 2004
nebenbei bemerkt: es hat sich gezeigt, dass von allen Komponenten, die den 
index „economic freedom of the world“ ausmachen (wie etwa die staatsquote), 
die Rechtsstaatlichkeit die dauerhaft wichtigste ist.
VIII.	 Braucht	das	Recht	den	Staat?
liberale gelten als „staatsfern“. Dieser Ruf haftet ihnen nicht einmal völlig zu 
unrecht an. wer freiheit will, der ist aus bürgerrechtlicher sicht dafür, dass 
ihm der staat nicht vorschreibt, was er religiös zu glauben, politisch zu denken, 
persönlich als lebensstil zu wählen hat, solange er andere in frieden lässt. und 
wer freiheit will, der ist aus wirtschaftlicher sicht dafür, dass die ökonomische 
interaktion der menschen unverfälscht, d.h. durch freiwilligen Vertrag ohne ein-
mischung Dritter (was eben meist der staat ist) zustande kommt. Das wiederum 
garantiert idealtypisch den unverfälschten markt. Deshalb ist freiheit etwas, 













Der staat ist jedoch von seiner ganzen natur her auf einmischung in wirtschaft 
und Privatleben der menschen eingerichtet. er kann sozusagen gar nicht anders. 
tatsächlich gibt es nirgendwo einen „perfekten“ staat, der sich immer an die 
spielregeln hält, freie Verträge ungesehen akzeptiert, den markt nicht verzerrt 
und nur innere und äußere sicherheit zum schutz von freiheit garantiert. in der 
theorie könnte das uns zu der annahme berechtigen, wir führen ganze ohne 
staat besser.  in der tat gibt es radikalliberale Denker (oft libertäre genannt), 
die darüber ernsthaft nachdenken. nicht alle Regeln, die unser zusammenle-
ben ermöglichen, sind staatlich gesetzt oder müssen es sein. monopole sind 
schlechter als wettbewerb. Könnte der wettbewerb also nicht die Dinge, die 
wir heute dem monopolisten „staat“ überlassen, besser und effizienter regeln 
– also auch die gerichte, die Polizei und die armeen? Darüber lässt sich treff-
lich philosophisch spekulieren. es kann gar kein zweifel darüber bestehen, dass 
die vollkommene freiwilligkeit sämtlicher Regeln und institutionen ein schöner 
und erstrebenswerter traum für jeden liberalen sein muss. ob er in der Realität 
funktioniert, ist eine andere sache, die hier aber nicht vertieft werden soll. es 
soll hier nur auf einen einwand eingegangen werden. Da es bisher kein reales 
beispiel dafür gibt, dass eine moderne industriegesellschaft „staatslos“ existie-
ren kann, muss die praktische frage aufgeworfen werden, wie denn der staat 
überhaupt abgeschafft werden könnte. 
wie schafft man es, staatlich organisierte gesellschaften zu bewegen, in ei-
ner freiheitlichen art und weise nicht-staatlich zu werden? es wird schwierig 
werden, die herrschenden und Verwaltenden zu überzeugen. soll man gewalt 
anwenden, die eine stärkere gewalt sein müsste als die, die es zu überwinden 
gilt? Kann man dann glauben, dass sich daraus nicht wieder staatliche macht 
bilden würde? es ist denkbar, dass sich der staat so friedlich und harmonisch 
auflöst, dass der Übergang zur anarchie und zur totalen freiheit ohne neue Ver-
machtungstendenzen abläuft. Die bisherigen Revolutionen – man denke etwa an 
die vom „terror“ gefolgte französische Revolution – geben hier zu utopischen 
hoffnungen wenig anlass. 
Der staat verschwindet in unserer realen welt meist in form eines staatszu-
sammenbruches. Viele faktoren können dazu führen, wie etwa Krieg, bürger-
krieg, ethnische  spannungen, demographische entwicklungen. Die erfahrung 
mit „gescheiterten staaten“ ist allerdings nicht ermutigend. Dort lebt es sich 
in der Regel weitaus schlechter als in geregelten staatlichen Verhältnissen. soll 
eine nichts-staatliche ordnung funktionieren (der beweis steht bei modernen 
gesellschaften noch aus), dann ist es zumindest so, dass der wegfall des staates 
keine hinreichende Voraussetzung für die freiheit.
im nächsten Diagramm geht es um den „failed state index“ (fsi), der jährlich 
vom amerikanischen Fund for Peace herausgegeben wird, und anhand von zahl-
reichen sozialen, ökonomischen und politischen indikatoren den grad des schei-
terns bzw. des staatszusammenbruchs misst. Diesen Daten wiederum wurden die 
entsprechenden Daten von „economic freedom of the world“ gegenübergestellt. 
Dabei wurde zunächst einmal die gruppe der instabilsten länder aggregiert, die 
aus 35 ländern besteht, die als „gescheitert“ gelten – etwa somalia und haiti. 
aus dem indikatoren-Katalog des fsi wurden dabei nur die faktoren zusam-
mengebündelt (dunkel), die die Rechtsordnung betreffen (etwa die Rechtsstaat-
lichkeit oder die Kontrolle des sicherheitsapparats durch das gesetz), also nicht 
die äußeren faktoren wie z.b. einwanderung. Das gleiche wurde noch einmal 
mit der gruppe der 15 stabilsten länder getan, deren Rechtssystem einwand-
frei funktioniert, etwa finnland und die schweiz. Die ergebnisse beider grup-
pen wurden mit den jeweiligen wirtschaftsfreiheitsdaten zusammengebracht 
(hell). man beachte, dass beim fsi ein hoher wert schlecht und bei „economic 
freedom of the world“ gut ist: 
failed states index scores 2008
















hier sieht man klar und deutlich, dass die instabilsten oder auch „gescheiterten“ 
staaten keine marktwirtschaftlichen freiheitszonen sind. Vielmehr zeigt sich, 
dass die erfolgreichen und stabilen (Rechts-) staaten ihren bürgern letztlich 
doch ein erhebliches maß an wirtschaftsfreiheit zugestehen. Das ist nicht die 
“perfekte” lösung, aber offensichtlich kann ein durch Rechtsstaatlichkeit ein-




aber gilt es auch umgekehrt? es mag ja sein, dass die freiheit eines rechtlichen 
Rahmens bedarf, aber gilt auch, dass dieser rechtliche Rahmen der freiheit be-
darf? es ist natürlich nicht zu bestreiten, dass sich äußerst freiheitsfeindliche, 
dikatatorische gewaltregime haben lange erhalten können. zumindest bei der 
beschränkung alltäglicher wirtschaftsfreiheit lässt sich aber feststellen, dass 
die akzeptanz und die tatsächliche Rechtspraxis unter den freiheitsverlusten 
leidet. ein gutes beispiel liefert hierfür die zunahme von Korruption.
Das folgende Diagramm zeigt die Korrelation zwischen dem economic free-
dom-Report und dem Korruptionsindex von Transparency International, einer 
nichtregierungsorganisation, die der Korruption weltweit den Kampf angesagt 
hat. Der von ihr jährlich herausgegebene internationale Korruptionsindex misst 
nicht den tatsächlichen quantitativen umfang von Korruption (was schwierig 
wäre, da Korruption naturgemäß im Verborgenen blüht und somit unmessbar 
ist), sondern vermittels umfragen die wahrnehmung des Korruptionsgrades in 
den betreffenden ländern. Das bild der lage, das sich daraus ergibt, hat sich 
allerdings über die Jahre als sehr stabil und zuverlässig erwiesen.
Das Diagramm zeigt ganz eindeutig, dass die Korruption in wirtschaftlich un-
freien ländern erheblich bedrohlicher ist als in freien (achtung: bei Transparency 
International bedeuten hohe werte niedrige Korruption und umgekehrt!).
Die plausibelste erklärung für diese Korrelation ist zweifellos, dass unsinnige, 
unmoralische, kleptokratische behinderungen der wirtschaftlichen entfaltung 
der bürger starke anreize setzen, die rechtlichen Regeln in der Praxis zu unter-
laufen. Recht wird zunehmend nicht mehr als legitim erachtet und somit schlei-
chend unterminiert. Derartiges lässt sich natürlich nicht nur in zusammenhang 
mit der Korruption aufzeigen. so können übermäßige arbeitsmarktregulierung 
und hohe sozialabgaben zu vermehrter schwarzarbeit oder konfiskatorische 
steuern zu vermehrter steuerflucht führen. und das sind sicher nur einige der 
harmloseren beispiele. so hatte die „Prohibition“, d.h. das alkoholverbot in den 
usa von 1920 bis 1933, einen ungeheueren anstieg des organisierten Verbre-
chens zur folge, dem unzählige menschen zum opfer fielen.
wer also nicht die reine gewaltherrschaft will, sondern noch an einer erkenn-
baren und nicht willkürlichen Rechtsordnung interessiert ist, wem an rechtlicher 
stabilität langfristig gelegen ist, dem muss ein solcher Delegitimierungs- und 
unterminierungsprozess sorgen bereiten. Die beste antwort auf diese heraus-
forderung ist nicht die nackte Repression, die wiederum nur von Korruption 
(und zwar derer, die sich so etwas leisten können) unterlaufen würde, sondern 
ein abbau von freiheitsbeschränkungen, die nicht einsichtig sind und die be-









Damit ist klar: Der Rechtsstaat ist das fundament der wirtschaftsfreiheit und die 
wirtschaftsfreiheit elementarer bestandteil der Rechtsstaatlichkeit. Das ändert 
aber nichts daran, dass immer noch eine wahrnehmungsdissonanz besteht. Die 
faktische unbegründetheit dieser wahrnehmungsdissonanz aufzuzeigen, war 
ziel dieses essays. es besteht die doppelte gefahr, dass dem Rechtsstaat seine 
wirtschaftliche Vorbedingung verloren geht, und dass die freiheit der markt-
wirtschaft diskreditiert oder als unwichtig für das gedeihen einer liberalen 
ordnung erachtet wird.
Deshalb muss verdeutlicht werden, dass mangel an Rechtsstaatlichkeit mit wirt-
schaftlichen Verlusten, mit Vettern- und Klientelwirtschaftspolitik oder gar mit 
für wiederbelebung planwirtschaftlicher Politik einhergeht. Das gilt auch für 
einen traditionell unterschätzten teilbereich der Rechtsstaatspolitik, nämlich die 
der wahrung von persönlichen freiheiten. Das legitime interesse an rechtlicher 
sicherheit wird hier häufig so interpretiert, dass die gefahr, die von staatlicher 
Überwachung und Kontrolle ausgeht, unterschätzt oder gar geleugnet wird.
hier scheint sich aber eine politische trendwende anzudeuten. früher waren die 
einschränkungen der persönlichen freiheiten in der wirtschaftlichen sphäre nicht 
so spürbar, als dass sie entsprechende sorgen erweckt hätten. Dies hat sich im 
zuge des antiterrorkrieges und der zunehmenden neigung im linken spektrum, 
eingriffe in die Privatsphäre von menschen mit sozialpopulistischen argumenten 
zu unterfüttern, grundsätzlich gewandelt. beispiel für ersteres ist die unter-
minierung des bankgeheimnisses (stichwort: terrorfinanzierung) und beispiel 
für letzteres sind die methoden, mit denen international mit geheimdiensthilfe 
Jagd auf steuersünder gemacht wird. auch besteht eine zunehmende neigung, 
arbeitgebern hohe Kosten aufzubürden, um bevormundungsmaßnahmen durch-
zusetzen, die menschen „umerziehen“ sollen – man denke an die Kosten des 
antidiskriminierungsgesetzes (ein schwerwiegender eingriff in die Vertragsfrei-
heit) oder an die folgen des Rauchverbots für Kneipenwirte. Der „nanny state“ 
ist gleichermaßen eine permanente bedrohung der persönlichen freiheit der 
bürger und der marktwirtschaftlichen ordnung. Derartige themen sollten in der 
öffentlichen Debatte klar vermehrt in den Vordergrund gerückt werden. 
Die alte Regel, „links“ sei man für bürgerrechte und gegen wirtschaftsfreiheit 
und „rechts“ für wirtschaftsfreiheit und gegen bürgerrechte, stimmt in vielen 
fällen heute so nicht mehr. Daraus kann man hoffnung schöpfen. bei der Ver-
mittlung des zusammenhangs von Rechtsstaats- und wirtschaftsliberalismus 
muss man mit neuen gegnerischen Konstellationen, aber auch mit einer neuen 
offenheit rechnen. Vielleicht gehen wir zeiten entgegen, in denen die wahr-
nehmungsdissonanz, die sich heute noch in vielen politischen weltbildern derer 
findet, die bürgerrechte und marktwirtschaft gegeneinander ausspielen wollen, 
immer mehr aufgelöst wird.
XI.	 Es	lohnt	sich!
es ist „trendy“ geworden, die globalisierung in form weltweiter wirtschaftlicher 
liberalisierung für die ursache aller Übel zu halten. Die finanzkrise – obwohl in 
hohem maße von staatlichen instanzen und ihrer Politik des „billigen geldes“ 
verursacht – hat den trend zur marktskepsis noch einmal verschärft. aber di-
ese skepsis widerspricht aller empirischen evidenz. Dort, wo es wirtschaftliche 
freiheit gibt, die gesichert ist durch rechtsstaatliche institutionen, geht es den 
menschen besser, als dort, wo diese Voraussetzungen nicht gegeben sind. Die 
schlimmsten armutskatastrophen sind stets in diktatorisch regierten ländern 

























um höhere wachstumsraten, sondern auch um andere faktoren der lebensqua-
lität. Die studie „economic freedom of the world“ hat gezeigt, dass menschen 
in wirtschaftlich freien ländern länger leben, sich eines höheren einkommens 
erfreuen, weniger analphabetismus kennen, geringere arbeitslosigkeitsquoten 
haben, weniger unter Korruption leiden und sich sogar an einer besseren um-
welt erfreuen als die menschen unfreier länder. als beleg sei nur ein Diagramm 
(s. seite 29) gezeigt, das die schwächsten und schutzbedürftigsten der gesell-
schaft betrifft – die Kinder.
man sieht: wirtschaftsfreiheit lohnt sich und wir bekommen sie in dieser welt 
nicht ohne einen liberalen Rechtsstaat. Das umgekehrte gilt wohl auch. ohne 
wirtschaftsfreiheit blüht der Rechtsstaat nicht. Deshalb sollte man die freiheit 
nicht aufteilen lassen in wirtschafts- und Rechtsstaatsfreiheit. sie sind nicht 
nur in der theorie miteinander verknüpft, sondern auch in der Praxis. Der ver-
meintliche widerspruch ist eine wahrnehmungsdissonanz, die es zu überwin-
den gilt. es gilt daher noch, was der fortschrittsliberale eugen Richter schon zu 
ende des 19. Jahrhunderts bemerkt hat:
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„Die wirtschaftliche freiheit hat keine sicherheit ohne po-
litische freiheit, und die politische freiheit findet ihre si-
cherheit nur in der wirtschaftlichen freiheit.“
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